
Abschr i f t .  
1 D 961/56. W i  ad abgedruckt .' 

Im Namen des Deutschen Volkes 

In der' StrajSaehe gegen den KaufMann R[::::] S in 
Gen singen ( Kreis Bingen ) , z.Zt. in UNtersuchungshaft im Landgerichts= 
gefängnis in lb ins, 
wegen Rassenschande, 

hat das Reichsgericht, l.Strajsenat, in der Sitzung vom 
19.~ Januar 1937, an der teilgenommen haben 

als Richter: 
der Senatspräsident .Dr.F%eiesleben, 
die Re ichsgerichtsräte Raestrup, Dr.Ziegler, Fror, 
Dr. Teuffel , - 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der Re íchsanwalt Dr.Schneidewin, 

als Urkundsbeomter der Geschäfts stelle: 
der Sekretär Günzel, 

auf die Revision der Staatsanwaltschaft nach mündel icher Verband= 
lung für Recht erkannt: 
Die Revision gegen das Urteil des Landgerichts in „H a t n z 

vom 25. September 1956 wird verworfen; der Re ichskosse werden die 
KOsten des Rechtsmittels auferlegt. 

VOn Rechts wegen. 

G r ü d 

I .  D i e  Rev i s ion  der  Staatsanwaltschaft i s t  auf den Stra_†au8<= 
Spruch. beschränkt. S i e  i s t  n i c h t  begründet. 

1 .  N ich t  be i zu t re ten  i s t  der  Rev i s i on  zunächst, wenn s i e  me in t  
das Landgericht  habe von vornhere in  das Wesen der  St rajdrohung im  
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a 5 Abs.2 BlSchG. (§ ll AusfVo. ) verkannt, soweit es sich um die 
strojort handelt. 

_ 
Der Strofrohmen ist in diesen Vorschriften, wie das Landgericht 

zutreffend ousjührt, sehr weit gespannt, nämlich von einem Tag Ge: 
fdngnis bis zu fünfzehn Jahren Zuchthaus. Weder im Gesetz selbst noch 
in den Ausjührungsverordnungen ist ausdrückt ich ausgesprochen, daß eine 

der beiden St ratorten - und welche von ihnen - in ,erster Linie" in 
dem Sinne angedroht sei, daß sie grundsätzlich für einen sogenannten 
Regelfall ( Normalfall ) bestimmt Set. und daß von ihr zu der anderen 
Strcjart nur übergegangen werden dürfe, wenn das durch besondere Uz- 
stände des Einzelfalles - demnach bei Gefängnis zu Ungunsten, bei Zucht 
haus zu Gunsten des Täters .- gerechter tagt werde. 

.Eine solche grundsätzliche Regelung der Strajart 'äst sich aber 
auch sonst nicht aus der Strafdrohung entnehmen. Sie soll dem gesetz: 
1 chef Verbot des außerehelicher Geschlechtsverkehrs zwischen. JUden 
und Staats angehörigen deutschen oder ortuerwandten Blutes den strajb 
rechtlichen Nachdruck und Schutz verleihen, vieles hinsichtlich des 
gleichgerichteten gesetzlichen Verbote der Eheschließung die Strojuor= 
Schrift im § 5' Abs.1 BlSchG. tut. Hährend indes in dieser Strafver- 
schrift ausschließlich Zuchthous angedroht wird, ohne Höglichkeit einer 
Milderung, hat das Gesetz im § 5 Abs.2 dadurch, daß es „Gefängnis oder 
Zuchthaus" androht, den ganz anders georteten Strafrahmen geschaffen 
und damit zum Ausdruck gebracht, daß der Thtrichter im einzelnen Falle 
auch die Strafart nach seinem pflichtmäßigen Ermessen zu bestimmen 
habe, ohne daß er dabei an gesetzlich festgelegte Regeln gebunden sei. 

Von dieser Auffassung ist das Landgericht ersichtl ich ausgegan- 
gen; in diesem Sinne müssen die von der Revision bemängelten allgemei= 
neu Ausführungen des Urteils verstanden werden. Sbweit die Revision 
sie anders auslegen will, kann ihr nicht gefolgt werden. 

2. Der Revision muß der Erfolg aber auch versagt werden, soweit 
sie die besonderen Strafzumessungsgründe'des Landgerichts beanstandet. 

Die durch die Strafdrohung geschützten Rechtsgüter sind die Rein= 
hebt des deutschen Blutes und die deutsche Ehre ( Überschrift und VOr= 
Spruch des Gesetzes ). Die Strafvorschrift hat demnach nicht den Schuß 
der Ehre, insbesondere derGeschlechtsehre,.der einzelnen beteiligten 
deutschblütigen Frau zum Gegenstand und zum Ziele; darüber verhalten 
sich andere Strafvorschrijten. .Der Schutz und damit die Strafvorschrifl 
des, Blutschutzgesetzes dienen vielmehr den Belangen des ganzen deut= 

schon 



ııı 5 

schon VOlkes, nämlich der rassischen Reinheit seines Blutes, sowie 
seiner Ehre. Die Strafbemessung muß daher grundsätzlich, soweit das 
Blutschutzgesetz in Betracht ~kommt, darauf abgestellt werden, welcher 
Umfang und welches saß an Verschulden dem festgestellten Angriff des 
Täters auf die durch die StrafVorschrijt geschätzten Hechtsgüter inne-: 
wohnt. Lus wird nach den gesamten äußeren und inneren UMständen der 
Tat, wie noch der Persönlichkeit des Täters zu prüfen sein, und in die= 
Sem Zusammenhang darf der Tatrichter bei der Ausübung seiner Ermessens= 
befUgnis auch das Verhalten des anderen, on der Tat beteiligten aber 
nach der ausdrücklichen gesetzlichen Regelung nicht strafbaren Teiles 
berücksichtigen. 

Hehn es auch im Urteil nicht. besonders ausgesprochen worden ist, 
daß das Landgericht von dieser Rechtslage bei der Bemessung der Strafe 
ausgegangen ist, daß es also seine tat richterliche ErmessensbejUgnis 
auf dieser rechtlichen Grundlage ausgeübt hat, so ergibt sich doch aus 
dem Zusammenhang seiner Ausführungen, daß- es in dieser leise vorige= 
gangen ist. ` 

Einer besonderen Erörterung bedürfen in dieser Hinsicht nur fo1= 

gende Punkte. 
Los Urteil bietet zunächst keinen Anhalt für die Annahme, daß 

das Landgericht in unzulässiger Weise gesetzliche Tatbestandsmerkmale 
als strajSchärfende Umstände verwertet habe. 

¬ 

Wäre das Landgericht jettet der Aujjhssung gewesen, die Verhängung 
von Zuchthaus sei nur zulässig bei ehrlosem bündeln oder niedriger 
Gesinnung des Täters, vielleicht sogar nur bei besonders ehrlosem Han= 
dein, bei besonders niedriger Gesinnung, so hätte es rechtlich ge= 
irrt. Derartige VOraussetzungen stellt die Strajvorschrijt im § 5 Abs.2 
Bleche. keineswegs auf. Los pfl ichtmdßige .Ermessen des Tbtrichters 
ist auch jür die Anwendung der ZUchthausstrafe frei von bestimmten 
Voraussetzungen.Er hat vielmehr in tatrichterlícher Würdigung der ge= 
samten Lage darüber zu entscheiden, ab die Tat zuchthauswürdig ist 
oder nicht. NUr diese Frage hat aber ersichtlich das Landgericht auch 
mit den Ausführungen erörtern wollen, in denen von ehrlosem Handeln 
und niedriger Gesinnung die Rede ist. Ein Anhalt dafür, daß es ange= 
normen hätte, es komme nach dem Gesetze entscheidend auf das Vorl ie: 
gen solcher Voraussetzungen on, ergibt sich aus ihnen nicht. 

Wenn endl ich das Landgericht im Rahmen dieser Ausführungen auch 
auf die Art der Beziehungen eingeht, die vor langen Jahren zu dem 
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Geschlechts verkehr des Angeklagten mit der er-¶ geführt und den in= 
geklagten davon abgehalten haben, ihn nach dem Inkrafttreten des 
Blutschutegesetzes. aufzugeben, so ist auch insoweit kein Rechtsfehler 
bei der Ausübung der tat richterlichen Ermessensbefugnis erkennbar. 
In ihnen wird in der Hauptsache betont, daß die Anknüpfung des Ver: 
hältnisses vom Angeklagten ohne Anwendung verwerflicher Bittet herbei= 
geführt worden sei;Dbneben ist allerdings von einer .Heiratsabsicht die 
Rede, die auch Jetzt noch bestehe. Aber diese Absicht wird nicht als 
besonderer Hilderungsgrund verwertet, sondern ebenfalls nur zur Erkl ä= 
rung dafür, daß die AnknüpfUng des Verhältnisses von vornherein ernst 
und nicht nur geschlechtlich gemeint gewesen Set. Löß das Landgericht 
sogar das vom Standpunkt des Gesetzes und auch schon von früherer 
Auffassung aus scharf mißbilligt, spricht es ausdrücklich aus.UM so 
weniger kann angenommen werden, daß das Landgericht bei der Erörterung 
und Rürdigung der Art der Beziehungen zwischen dem Angeklagten und 
der J von rechtlich falschen VOrstellungen beeinflußt werden ist. 

II. Der Oberreichsanwalt hatte Aufhebung des Urteils im Straf- 
ausspruch beantragt. 2r ging dabei von einer Auslegung der Urteils- 
ausführungen aus, die einen Rechtsirrtum des Landgerichts hinsichtlich 
des ehrlosen Handelns und der He tratsabstcht als möglich erscheinen 
ließ. 

gez.Dr.Frei esleben. 
Flor. 

Ra estrup. 
Dr. Teufel . 

Druztegler. 


